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ſchen Reiches au 


Amtliches. 


Berlin, 20. Juni. Der König de dem Major a. D. Prinzen 
Haſſan von Egypten, bish. Premier⸗Lieut. a la suite des 1. Garde⸗ 


ee 


SE, den R. Ad.⸗Ord. 1. Kl., dem Ober⸗Amtsrichter Pfaf⸗ 


ferott zu 


verliehen. Den Ober⸗Reg.⸗Rath Juncker von Ober⸗Conraid zu Düſ⸗ 
ſeldorf zum Vize⸗Präſidenten der Regierung in Breslau ernannt, und 
dem Staatsanwaltsgehilfen Kunad in Angerburg den Charakter als 
Staatsanwalt verliehen. 


Vom Landtage. 
70. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 20. Juni, 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Dr. Friedenthal, 

SC SE Rüdorff, Hoffmann, Rötger, Miniſterialdirektor Macs 
ean u. A. 

Das Haus tritt in die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, 
betreffend die Umzugskoſten der Staatsbeamten ` ` 

Bei 8 1, welcher die allgemeinen Beſtimmungen über die Vergü⸗ 
tung der Umzugskoſten nach Maßgabe der alten preuß. Rangordnung 
von 1817 enthält, nimmt das Wort d 

Abg. Witte: Der vorliegende Geſetzentwurf ift wegen der 
Bedenken gegen die Beſtimmungen der alten Rangordnung und ihre 
Ungerechtigkeiten ſchon einmal in die Kommiſſion zurückverwieſen 
worden. Bei der vorigen Leſung wurde geltend gemacht, daß es 
völlig unbillig ſei, daß Beamte von keiner beſtimmten Rangklaſſe wie 
Oberförſter, Geiſtliche, Gymnaſiallehrer und Kreisbaubeamte in Bes 
zug auf die Umzugskoſten nicht die Hälfte von dem erhalten, was die 
eltglieder der fünften Rangklaſſe beanſpruchen können, während jene 
doch ihrer Stellung, ſowie ihrer wiſſenſchaftlichen Bildung nach dieſen 
entſchieden gleichzuachten find. Die Kommiſſion erkennt dies auch voll⸗ 
ſtändig an, aber trotzdem und obgleich ſie in ihrem ſchriftlichen Be⸗ 
richt ſelbſt die einſchneidendſte Kritik der alten Rangordnung liefert, 
kommt ſie ſchließlich doch zu dem Reſultat, Ihnen die Beibehaltung 
der Beſtimmungen dieſer Rangordnung zu empfehlen, indem ſie ſich 
hierbei einſach durch Zweckmäßigkeitsgründe leiten läßt. Sie geht 
nämlich davon aus, daß es bedenklich ſei, die alten Rangbeſtimmun⸗ 
gen, welche ſchon dem Geſetz über die Wohnungsgeldzuſchüſſe zu 
Grunde gelegt worden, jetzt plötzlich wieder umzuſtoßen. Sollten Sie 
ſich ebenfalls durch dieſe Zweckmäßigkeitsrückſichten leiten laſſen, ſo 
bitte ich Sie wenigſtens eine, die bedeutendſten Ungerechtigkeiten be⸗ 
ſeitigende Neſolution zu dem Geſetz anzunehmen, in welcher Sie 
die Regierung auffordern, „die Beſtimmungen des 8 9 des Geſetzent⸗ 
wurſs, betreffend die Umzugskoſten der Staatsbeamten in dem Sinne 
auszuführen, daß Ungleichheiten zwiſchen gleich vorgebildeten und in 
gleich wichtigen Amtsstellen befindlichen Beamten vermieden werden; 
und demgemäß die zur mt der en Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 24. März 1873, betr. die Tagegelder und die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten, und des Geſetzes vom 12. Mai 1873, betr. 
die Sewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen erlaſſenen Zirkularver⸗ 
fügu, en einer Reviſion zu unterwerfen.“ S 2 

Regierungs⸗Komm. Geh. Reg⸗Rath Rüdorff: Ich möchte 
bitten, den Antrag des Vorredners abzulehnen, weil derſelbe zu all⸗ 

emein gehalten und deshalb praktiſch von gar keiner Bedeutung iſt. 

Der Antrag iſt um ſo bedenklicher, als er wieder auf die Frage der 
Wohnungsgeldzuſchüſſe zurückgreift, während die Mehrheit der Budget⸗ 
kommiſſion mit der Regierung darin übereinſtimmte, daß hierin endlich 
einmal ein Abſchluß gemacht werden muß. ; Lk? 

Abg. Freiherr v. d. Reck: Ich bin mit dem Abg. Witte völlig 
darin einverſtanden, daß in den Beſtimmungen der Rangordnung 
eine große Ungerechtigkeit für die angeführten Beamten liegt, ich kann 
aber der Reſolution nicht beitreten, weil ſie nicht weit genug geht und 
ihre Konſequenz zieht. Ein Oberförſter rangirt augenblicklich hinter 
der fünften Rangklaſſe und wenn er Forſtmeiſter wird, ſo tritt er 
ſofort in die vierte über, ebenſo iſt es der Fall mit einem Gymnaſial⸗ 
lehrer, der Direktor wird, und ein ähnliches Verhältniß beſteht für 
die Kreisbaubeamten. Es wird alfo hierbei einfach die fünfte Klaſſe 
überſchlagen, und es wäre doch nicht mehr als billig, wenn jene 
Beamten, wie es ihrer Stellung und Bildung zukommt, wirklich jetzt 
in die fünfte Klaſſe geſtellt würden. Die Reſolution Witte berück⸗ 
Kä nur die finanzielle Seite und ich kann dieſelbe deshalb nicht 
annehmen. 

Abg. Löwenſtein erklärt Li ebenfalls gegen die Reſolution, 
weil man ſich wohl über konkrete 5 einigen könne, nicht 
aber über eine ſolche, wie ſie der Antrag enthalte, die durch ihre All⸗ 
gemeinheit völlig werthlos ſei. 3 era 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) weiſt darauf hin, daß es 
nicht möglich ſei, alle Beamtenklaſſen einzeln im Geſetz aufzu⸗ 
führen; in feiner Allgemeinheit enthalte der Antrag Witte ein 
Prinzip, welches des Zweckes halber unbedingt angenommen werden 
N da ja von allen Seiten die beſtehende Ungerechtigkeit anerkannt 
worden. g N 1 

Referent Abg. Schröder Königsberg) bittet die Reſo⸗ 
lution abzulehnen, weil dieſelbe eine Rückwirkung auf die Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſe üben würde. Die Regierung könne viel beſſer 
ër jeden Zwang die kleinen beſtehenden Ungerechtigkeiten aus⸗ 

eichen. E 
a SS 1—10 werden sac unverändert angenommen. 8 11 
nimmt vorläufig die Eiſenbahnbeamten von dieſem Geſetz aus. 
bgeordneter Berger wünſcht, daß möglichſt bald dieſe Aus⸗ 


nahme fallen möge. x . e 
s8⸗„Kommiſſar erklärt, daß für dieſe 


Der Re er Dh d ` 

Ta ber en ereit3 ein Spezialgeſetz in Ausarbeitung bes 
riffen ſei. o 4 

d Der Geſetzentwurf wird ſchließlich mit der Reſolution Witte 
unverändert angenommen. tr 

Das Haus erledigt hierauf ohne Diskuſſion in erſter und zweiter 
Berathung den Geſezentwurf, betreffend die Rerſekoſten und 
Diäten der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten, 
ſowie den Bericht der Budgetkommiſſion, betreffend den Bericht der 
Staatsſchuldenkommiſſion über die Verwaltung des Staatsſchul⸗ 
denweſens im Jahre 1874, und geht ſodann über zu dem Bericht 
der e „betreffend die Ueberſicht über die 
Verwaltung der 1 Berg werke, Hütten 
und Salinen des preußiſchen Stgats im Jahre 1874. . 

Der Antrag der Kommiſſion geht dahin, den Bericht durch die 
mitgetheilte Ueberſicht für erledigt zu erklären. 

Ab. Dr. Naſſe: Bei der erſten Berathung dieſes Berichts entftand 
eine Debatte über die Frage, welchen Urſachen die Verminderung des 
Arbeitseffektes auf den fiskaliſchen Gruben in den Jahren 1873 und 


eine die Schleife zum R. Ad.⸗Ord. 3. Kl., dem Bürgermei⸗ 
ſter Ueſſeler zu Gräfrath im Kr. Deg den königl. Kr⸗Ord. 3. Kl. i 
nöthigen. 
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Nenn undftebsiahen 


Mittwoch, 21. Juni 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 
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1874 zuzuſchreiben ſei. Der Referent erklärte, daß die Frage eine einge⸗ 
bende Prüfung in der Kommiſſion finden werde. Die Kommiſſion tft 
zu der SC gekommen, daß es hierzu eines gründlichen Ein⸗ 
dringens in die ſpezi 

bedürfe. thigen M 
terial gefehlt habe. Nichtsdeſtoweniger ergeht ſich der Bericht in län⸗ 


eil 


Jahrgang. 
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Si Baden, Th, der 1 7 ö 
Sie erklärt ſelbſt, daß es ihr dazu an dem nöthigen Ma⸗ al 1 V 2 
S die Elbe in zwei Arme, die alte 


geren Erörterungen über die Frage, die mich zu einer kurzen Replik 


öthi Was die Behauptung etrifft, die Steigerung der Löhne 
ſei die Urſache des verminderten Arbeitseffektes auf den ſiskaliſchen 
Gruben, jo nimmt der Bericht ſelbſt Oberſchleſien aus. Nach den 
Studien eines Kommiſſionsmitgliedes entſpreche dort die Lohnſteige⸗ 
rung nur der allgemeinen Preisſteigerung, auf der größten Grube 
ſei daher auch eine Verminderung des Arbeitseffektes gar 1 Ae 
treten. Nun iſt aber in Oberſchleſien die Lohnſteigerung thatſächlich 
viel größer als auf den andern Gruben, namentlich den Saarbrücker, 
nach den Berechnungen der Staatsregierung in zehn Jahren 122—121 
Prozent für die verfahrene Schicht, in Saarbrücken nur 50 Prozent. 
Nun müßte doch, wenn die Lohnerhöhung die Arbeitsleiſtung dermin⸗ 
derte, die Wirkung da beſonders ſtark ſein, wo die Urſache beſonders 
groß iſt, ſtatt deſſen iſt das Gegentheil der Fall. Auch in Saarbrücken 
iſt in den Jahren, in denen die Lohnſteigerung am raſcheſten fort⸗ 
ſchritt, ein Herabgehen der Leiſtung nicht bemerkbar. Im Gegentheil, 
noch in dem Bericht, den am 16. November 1873 mitten in der Schwin⸗ 
delperiode die Staatsregierung erſtattete, hebt ſie die kontinuirliche Stei⸗ 
gerung des Arbeitserfolges rühmend hervor und konſenſtirt dieſelbe mit 
engliſchen und belgiſchen Verhältniſſen, wo ein Gleiches nicht eingetre⸗ 
A Betreff der kleinen Abnahme in den Jahren 1873—74 aber 
hatte ich die Vermuthung ausgeſprochen, daß dabei 1 752 Urſachen mit⸗ 
wirkend. 1 5 1) die Heranziehung vieler ungeübter Arbeiter. Es 
freut mich konſtatiren zu können, daß die Vertreter der königlichen 
Stgatsregierung in der Kommiſſion die Mitwirkung dieſes Momentes 
ausdrücklich anerkannt haben. 2) Die Vornahme umfangreicher Aus⸗ 
richtungsarbeiten auf den Gruben. Wenn der Bericht dieſe Thatſache 
bezweifelt, ſo verweiſe ich auf die eigenen Berichte der königlichen 
Staatsregierung, welche 3. B. am 16. November 1873 erklärte, daß zur 
Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit der Gruben zahlreiche und umfaſſende 
Aus⸗ und Vorrichtungsarbeiten im Gange ſeien, und ſich zu ihrer 
Durchführung in jedem Jahr wachſende Mittel im Etgt hat bewilli⸗ 
gen laſſen. Im Einzelnen hat La Brentano nachgewieſen, daß auch 
im Jahre 1873 auf 4 Gruben der Arbeitseffekt geſtiegen und daß die 
Verminderung auf jeder der übrigen in den veröffentlichten Betriebs⸗ 
berichten ſelbſt nur auf Ausrichtungsarbeiten und ungünſtigere Lage⸗ 
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rungsverhältniſſe zurückgeführt wird. Dazu kommt nun 3) die ſozial⸗ 
demokratiſche Agitation, welche den Arbeitern vielfach die Arbeitsfreu⸗ 


Lohaſteigerung. Sie vermindert die Arbeitsluſt, während bejierer 
Lohn in der Regel auch die Axbeitsluſt vermehren wird. Nichts aher 
pflegt auf die Arbeitsleiſtung fo einzuwirken wie die Arbeitsfreudig⸗ 
keit. Ich beſtreite durchaus nicht die Nothwendigkeit unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen, die Löhne auf den der! 
ſetzen. Ich zweifele auch nicht, daß die Bergverwaltung in dieſer Be⸗ 
E ung mit der großen Humanität verfahren wird, die fie in allen 
eziehungen zu den Arbeitern fo rühmlich auszeichnet. Ich mache ihr 
noch weniger einen Vorwurf daraus, daß ſie ſich bemüht, die Leiſtun⸗ 
gen der Arbeiter zu fteigern. Im Gegentbeil, ich bin überzeugt, daß 
eine Steigerung der Leiſtungen unſerer gewerblichen Arbeiter in gug⸗ 
litativer wie in quantitativer Hinſicht für uns eine dringende Noth⸗ 
wendigkeit iſt aber ich kann mich bis jetzt noch nicht davon überzeugen, 
daß eine Herabjegung der Löhne dazu das geeignete Mittel ift. Ich 
verwahre mich dagegen, daß die traurige Nothwendigkeit umfaſſender 
ohnreduktionen, in der wir uns zur Zeit befinden, präkonoſirt werde 
als Mittel, um einen an ſich erſtrebenswerthen Zweck zu erreichen. 
Ich glaube vielmehr, daß, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, noch 
immer das Wort richtig iſt, das jener große ſchottiſche Nationalöbko⸗ 
nom, den Niemand ſozialiſtiſcher Tendenzen beſchuldigen wird, vor 100 
Jahren ausſprach: The liberal reward of labour increases the in- 
aue of the common people. 7 g 
bg. Dr. Hammacher: Es kann ſelbſtverſtändlich nicht da⸗ 
von die Rede fein, daß die Leiſtungen der deutſchen Arbeiter von 1872 
bis 1874 in allen Gegenden und in allen Geſchäftszweigen gleichmä⸗ 
dia nachgelaſſen haben. Was aber den eg ier betrifft, fo iſt es eine 
eachtenswerthe Thatſache, daß bei der Bergwerksproduktion Preu⸗ 
ßens 1872 4201 Zentner, 1873 4137 Zentner und 1874 nur 4176 Zent⸗ 
ner auf den Kopf der dabei beſchäftigten Arbeiter entfielen. Dieſer 
Rückgang von 1872 auf 1873 erfolgte bei einer gleichzeitigen Lohnſtei⸗ 
gerung, die im Oberbergamtsbezirk Dortmund durchſchnittlich 20 pCt. 
betrug. Mit Recht hat deshalb die Bergverwaltung ihren Beamten 
empfohlen, bei Feſtſtellung der Gedingelöhne darauf zu achten, daß 
dem Arbeiter der genügende Anreiz bleiht, ſein Einkommen durch er⸗ 
höhte Leiſtungen zu vermehren. Die Budgetkommiſſion ſpricht ſich 
durchaus nicht gegen die beſſeren Bezüge der Arbeiter aus. „pers 
ſönlich weiß ſehr wohl, daß bei hoch entwickelten Induſtrien, wie fie 
ngland und Frankreich . die höchſten Löhne gezahlt werden. 
Die Löhne müſſen aber den Leiſtungen entſprechen, und der intelli⸗ 
gente Arbeitgeber wird mit verſtändigem Auge abmeſſen, wo die 
Grenze liegt. bei der es dem Arbeiter re wird, durch größere 
Geſchicklichkeit und größeren Fleiß mehr zu leiſten und zu verdienen. 
Es kommt nicht darauf an, gkademiſch zu unterſuchen, wie die Löhne 
auf die Arbeiter einwirken, ſondern praktiſch feſtzuſtellen, wie im In⸗ 
tereſſe der Arbeiter und der Arbeitgeber das wirthſchaftliche Wohl beider 
durch Normirung der ende 8 und Lohnſätze am beſten gefördert, 
und namentlich Deutſchlands Wohlſtand wieder gehoben wird. Ob er⸗ 
höhte Löhne den Abeiter zu erhöhten Leiſtungen anſpornen, hängt 
weſentlich von dem Grade ſeiner Bildung und ſeines bkonomiſchen 
Sinnes ab. Der Lazzaroni wird dadurch nicht beeinflußt. Zu dem 
deutſchen Arbeiter habe ich aber das Vertrauen, daß er immer mehr 
leiften wird, wenn er dadurch mehr erwirbt. Vor allen Dingen aber 
muß die Erhöhung der 5 un des Fleißes nicht durch 
Anregung falſcher und ſchädlicher Begriffe und Anſchauungen über 
Lohn und Arbeit gefährdet werden. g É 
Der Bericht wird biermit für erledigt erklärt. Ebenſo erledigt 
das Haus ohne Diskuſſion den Bericht der Rechnungskommiſſion 
über die Ueberſicht von den Staats einnahmen 
und Ausgaben des Jahres 1874, ſowie durch unveränderte 
Annahme den vom Herxenhauſe in veränderter Faſſung zurückgelang⸗ 
ten Geſetzentwurf, betreffend die Vertheilung der öffenk⸗ 
bei Grundſtückstheilungen und die 
delungen in den ſechs 


g geraubt hat. Sie ſteht in dieſer Beziehung im Gegenſatz zur 


ichen Laſten 
Gründung neuer Anſie N 
öftlihen Provinzen, und geht bierauf zur erſten Berathung 
des Geſetzentwurfs, betr. die Bewilligung von Staats 
mitteln zur Beſeitigung der dur ch d 

aſſer im Frühjahr 1876 herbeige r 

rungen und gemeingefährli 


c Mu u 


ee 
über. 


Gruben wieder herabzu⸗ 
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Abg. Stengel: Die große Ueberſchwemmung der Elbe im 
Frühjahr d. J. hat nicht allein in den betroffenen Gegenden ſelbſt 
ſich ger im ganzen Lande fo ſehr die ee Aufmerkſamkeit au 
ich gezogen, daß es geboten erſcheint, die Urſachen derſelben ſo genau 
als möglich feſtzuſtellen. Oberhalb der Stadt Schönebeck theilt ſich 
Elbe und die Stromelbe, die eine 
große Inſel, den 10= bis 15,000 Hektaren umfaſſenden Elbenauer 
Werder, umſtrömen. Dieſer Werder, der ſehr tief liegt, war ſtets 
ſtarken Ueberſchwemmungen ausgeſetzt und die Bewohner wendeten 
ſich deshalb mit der Bitte um Abhilfe an die Regierung, die den 
fle faßte, die alte Elbe zu reguliren, den unteren ſchlechten Lauf zu 
chließen und die alte Elbe um Magdeburg herumzuführen und erſt 
unterhalb dieſer Stadt wieder in die Stromelbe einmünden zu laſſen. 
Gleichzeitig wurde der Elbenauer Deichverband begründet, deſſen 
Statuten die Anlage eines Ueberfallwehrs von höchſtens 8 uß 
Kronenhöhe und eines Fluthwaſſerprofils von 120 Ruthen zur Grund⸗ 
lage haben. Nun wurde mit der Ausführung der Werke begonnen. 
Es wird behauptet, daß die großen neuen Deiche auf dem Elbenauer 
Werder gegenüber der Stadt Schönebeck von vornherein viel zu nahe 
an das eigentliche Strombett der Elbe Ska worden find. Mean 
nimmt an, daß die Elbe zu dem gefahrlofen A ei? ihres Hochwaſſers 
eine Breite des Hochfluthbettes von mindeſtens 250 Ruthen haben 
muß, n de beträgt die Entfernung von dem großen neuen Damm 
guf dem Elbenauer Werder bis zu den erſten Häuſern von Schöne⸗ 
beck nur 135 Ruthen. Bei der ganzen Anlage iſt alſo auf den Ab⸗ 
fluß des Hochwaſſers durch die Elbe weſentlich gerechnet worden und 
das dortige Hochprofil von 120 Ruthen und die Pegelhöhe von 8 Fuß 
— alſo etwas unter dem mittleren Waſſerſtande der Elbe — wa xen 
außerordentlich wichtige Beſtimmungen. Bei der Ausführung iſt hier⸗ 
von nun leider erheblich abgewichen. An die Stelle des Ueberfall- 
wehrs von 120 Ruthen Breite und von 8 Fuß Pegelhöhe iſt ein 
großer feſter Damm von 22 Fuß Höhe getreten, welcher nur an einer 
Stelle ein mit 321 Schutztafeln verſehenes Stauwehr von 30 Ruthen 
Breite hat. Es liegt nun in der Natur der Sache, daß dieſes Stau⸗ 
wehr, ſelbſt wenn dieſe 324 Schutztafeln gezogen find, keineswegs 
dem Hochwaſſer einen ſo freien Ablauf geſtattet, wie das früher be⸗ 
ſchloſſene Streichwehr. Die Sperrung des Abfluſſes eines über 1500 
Fuß breiten N durch einen feſten Damm mit einem Wehr 
von ſo mäßiger Oeffnung iſt ein Werk von der äußerſten techniſchen 
A Der Grund dieſer Ausführung liegt wohl darin, daß 
man über den Schutz des Elbenauer Werders alle anderen Rückſichten 
vergaß und die Nach hun aus den Augen ließ, die eine ſolche Anlage 
En anderen ie nothwendig haben mußte. Dieſe eklatante 
Aenderung der Vorfluth an der Elbe iſt gemacht worden, ohne daß 
den Bewohnern jener Gegenden auch nur ein einziges Mal Gelegen⸗ 
heit geboten wäre, ihre Bedenken geltend zu machen. Der Magiſtrat 
von Schönebeck hat zwar zweimal, in den Jahren 1858 und Jop. 
eine Eingabe an das landwirthſchaftliche Miniſterium gemacht, ft 
aber, wie er behauptet, beide Male ohne Beſcheid geblieben. Ebenſo 
wie die Anlage ſelbſt, war auch die Handhabung derſelben eine völlig 
falſche. Obgleich man in Folge telegraphiſcher Nachrichten ganz genau 
den Tag und die Stunde der Fluth vorausberechnen konnte, ſo ge⸗ 
ſchah doch nichts zur Abwehr, weder Schutztafeln wurden gezogen, 


noch das Wehr geöffnet, und ſo geſchah, was vorausſichtlich kommen 
mußte. Das Wafer ſtaute d bei feinem, Heranfluthen, und in 
kurzer Zeit war die ganze Umgegend auf dem linken und rechten Ufer 


der Elbe auf Meilen hin überſchwemmt. Erſt nach den Tagen der 
größten Best luth begann man Schutztafeln zu ziehen, und zwar auf 
direkten Befehl von Berlin, hatte jedoch nach drei Wochen kaum zwei 
Drittel der vorhandenen gezogen. Unter ſolchen Umſtänden richte ich 
an die Staatsregierun llc ez was ſie zu thun gedenkt, um der 
Wiederkehr ähnlichen Unglücks, das ſich bei Eisſtopfung u. ſ. w. noch 
bedeutend vergrößern muß, zu begegnen, und ferner, dÉ ein Theil der 
Unterſtützungsſumme 115 die Wiederaufrichtung jenes unglückſeligen 
Wehrs, die ich abſolut nicht billigen kann, verwendet werden . 
Im Uebrigen finde ich die Unterſtützungsſumme, für welche die Ver⸗ 
Mast al der Rückgewähr nicht beſtehen ſoll, in der Höhe von 500,000 
Mark als viel zu niedrig 9900 050 4 die nothwendige Summe beläuft 
EN mindeſtens auf über 1,200,000 Mark, und wenn auch ein Theil 
Kon durch Liebesgaben gedeckt worden, fo muß ich doch die 
Erhöhung jener Summe auf 1,000,000 Mark beantragen. Ich hoffe, 
aft das Haus in Anbetracht der Sachlage dieſem Ankrage 
zuſtimmen wird. . 
bg. v. Bonin: Mit Recht hat der Vorredner die großen 
Uebelſtände bei der nieejäbrigen Hochfluth auf dem linken Gr 
bervorgehoben. Ich bin Vertreter derjenigen Theile des Kreiſes Je⸗ 
richow J, welcher E rechten Elbufer liegen. Die Bewohner des 
linken Elbufers ſind diesmal zwar am ſchwerſten betroffen worden, 
aber ihnen ſind dieſe Beſchädigungen neu, während die Bewohner des 
rechten Elbufers bereits ſeit langer Zeit von denſelben heimgeſucht 
werden. Der Vorredner hat bereits betont, daß die von der urſprüng⸗ 
lichen Abſicht abweichende Ausführung und die ſchlechte Handhabung 
der Deichanlagen den größten Theil der Schuld an dem derurſachten 
Unglück tragen und namentlich auch die Beſchädigung des zum Schutze 
des Ueberfluthungsterrains der alten Elbe angelegten koſtbaren Deiches 
verurſacht haben. Uebrigens bin auch ich der Meinung, daß dem 
Schadenerſatze der betroffenen en in ausgiebigerer Weiſe 
Rechnung getragen werden muß, als dies in der Vorlage geſchieht. 
Miniſter Dr. Friedenthal: Ich ſtehe dieſer Angelegenheit völlig 
unbefangen gegenüber. Die Anlagen, über die hier Beſchwerde geführt 
wird, ſind zu einer Zeit beſchloſſen, die lange Jahre vor meiner Amts⸗ 
übernahme lag und waren ſo gut wie beendet, ehe ich mein Amt antrat. 
Ich habe mit denſelben zu thun gehabt, als in der Hauptſache nichts zu 
ändern war. Das ohne Antwort gebliebene Geſuch, welches vorher er= 
wähnt wurde, iſt im Jahre 1860 oder 1861 nge der und nicht erſt in 
näher tiff , Zeit. Was ferner die Vorgänge bei der Ueberfluthung 
ſelbſt betriſſt, 12 kann man ja dem landwirthſchaftlichen Miniſterium 
daraus auch keinen Vorwurf machen, da es nichts Sonderbareres 
giebt, als wenn von der Centralſtelle aus bei derartigen Naturer⸗ 
eigniſſen, bei denen ein ſofortiges lokales Einſchreiten nöthig iſt, In⸗ 
ſtruktionen gegeben werden jollten, die ja allgemein in das entgegen⸗ 
Wien Reſultat umſchlagen müßten, wenn die Behörden mit ſpeziellen 
chuanifien das für den Augenblick Erforderliche thun. Ich babe an 
ſämmtliche Regierungen eine ausdrückliche Verfügung erlaſſen, worin 
ich fie darauf aufmerkſam machte, daß Hochwaſſer vorausſichtlich in 
hohem Maße eintreten würde, alle Vorſichtsmaßregeln dem gegenüber 
zu treffen. Was nun die Sache Wäi betrifft, 1 hat die Regierung 
ihre Pflicht in vollem Maße anerkannt, unmittelbar nach Eintritt der 
Danmbrüce und Ueberſchwemmungen eine genaue Unterſuchung über 
den Sachverhalt eintreten zu laſſen. Es d daher eine Immediat⸗ 
kommiſſion eingeſetzt worden, beſtehend aus ſolchen Mitgliedern ver⸗ 
ſchiedener Miniſterien, welche niemals mit der Sache etwas zu thun 
hatten, um von vornherein jede Parteilichkeit auszuſchließen, und unter 
dem Vorſitz eines hervorragenden Rathes des Finanzminiſteriums, der 


a 


ebenfalls abſolut nicht betheiligt war. Dieſe Immediatkommiſſion er⸗ 
hielt den Auftrag: 1) aus den Akten, durch Zeugenvernehmung und 
auf jede geeignete Weiſe ſämmtliche während und unmittelbar vor der 
Ueberfluthung ſtattgehabten Vorgänge klar zu legen; 3 feſtzuſtellen, 
welchen beſtimmten Beamten irgend ein en zur Laſt fiele und 
Ei le zu machen, wie in Zukunft Abhilfe geheilt werden 
ſolle. Die Kommiſſion hat ausführlich an das königl. Staatsminiſte⸗ 
rium darüber berichtet und ſich über dieſe 3 Punkte geäußert. Mit 
Ausnahme eines Punktes hat der Vorredner die Sache SN darge⸗ 
ſtellt. Dieſer Punkt betrifft die Ziehung des Wehrs, welche allerdings 
vom 22. bis 26. Februar, alſo in den Tagen der größten Hochfluth, 
ſtattgefunden hat und nicht, wie der Vorredner ſagt, erſt nach dem 26. 
Ich würde bereit ſein, das event. durch Zeugenausſagen zu be⸗ 
kräftigen. Es trägt dies aber zur Sache nichts bei, da das, 
was erreicht werden ſollte, nicht erreicht iſt, und ich ſtimme 
daher in der Hauptſache mit dem Vorredner überein. In 
Bezug auf den zweiten Punkt, die Verſchuldung von Per⸗ 
ſonen, wird es der Regierung überlaſſen bleiben müſſen, das Nöthige 
zu tbun. In der Hauptſache endlich it die Kommiſſion darauf hin⸗ 
ausgekommen, daß die Uebelſtände zwar nicht ausſchließlich, aber doch 
in erheblichem Umfange dadurch eingetreten ſind, daß die Anlage des 
Wehrs vor und während der Ueberſchwemmung nicht in gehöriger 
Weiſe erfolgt iſt. Die Vorſchläge, welche nun die Kommiſſion zur 
Abhilfe dieſer Uebelſtände gemacht hat, gehen darauf hinaus, die Her⸗ 
ſtellung des Wehrs und die Handhabung des Umfluthkanals ſo zu mo⸗ 
diſtziren, daß dieſe Uebelſtände iu Zukunft vermieden werden. Um das 
aber zu erreichen, müſſen ſehr ſchwierige Veranſtaltungen getroffen 
werden, bei welchen es immer darauf ankommen wird, zwiſchen den 
55 etwa gegenüberſtehenden nn einen Mittelweg zu finden. 
m Ihnen darzulegen, daß die Sache mit Energie betrieben werden 
wird, bemerke ich, daß die alte Baukommiſſion außer Thätigkeit ge⸗ 
fetzt und ein neuer Bautechniker und Adminiſtrativbeamter zugeordnet 
und alles im beſten Gange ift. Auf techniſche Details kann ich hier 
natürlich nicht eingehen, weil dieſelben doch keinen Zweck haben wür⸗ 
den; ich glaube aber, daß Sie aus meiner ſachlichen Darlegung geſe⸗ 
Sen haben werden, daß die Staatsregierung nach Eintritt des Uu: 
lücks alles gethan hat, was nothwendig war, und ich kann auch Jan 
— Zukunft alle Vorſichtsmaßregeln, die in menſchlichen Kräften ſtehen 
und ihre ſtrikte e verſprechen. Was die Unterſtützungen an⸗ 
betrifft, ſo wird man dieſelben natürlich zunächſt dazu verwenden, um 
geſchehene Schäden nach Möglichkeit gut zu machen; das Spezielle 
wird ja den Einzelunterſuchungen zu überlaſſen ſein. 5 

Abg. Kantak wünſcht, um r in der Interpretation 
des Gesetzes vorzubeugen, eine Erklärung von Seiten der Staats⸗ 
regierung, daß auch die Flutbeſchädigten im Stromgebiet der Warthe 
nach Maßgabe der zu Gebote ſtehenden Mittel unterſtützt werden 
ſollen. Es ſei ferner die Anſicht in der Bevölkerung verbreitet, daß 
die fortifikatoriſchen Brückenbauten bei Poſen die Möglichkeit einer 
Ueberſchwemmung erleichterten, es ſei deshalb wünſchenswerth, daß 
von Seiten der Regierung dieſe Verhältniſſe einer genauen Prüfung 
unterzogen werden, damit nicht im Volke die Meinung aufkomme, den 
en und ſtrategiſchen Maßregeln ſtänden alle übrigen Rück⸗ 

ichten nach. 
Miniſter Friedenthal erklärt, daß auch das Stromgebiet der 
Warthe nach den Beſtimmungen der Vorlage behandelt werden ſollte. 

Abg. Windthorſt (Meppen) begrüßt die Vorlage mit Befrie⸗ 
digung und konſtatirt, daß auch die Flußgebiete, welche minder große 
Beſchädigungen erlitten und deshalb in der Vorlage nicht namentlich 
aufgeführt ſind, alſo auch das Flußgebiet der Ems, dem Sinne nach 
in die Vorlage einbegriffen ſind. 4 5 BIN 

Die erite Sen wird hiermit geſchloſſen und ſogleich 
zur Spezialberathung übergegangen. E 

S 1 beitimmt in feiner Ser. 2, daß nicht nur den Gemeinden zur 
Wiederherſtellung der an Deiche ꝛc., ſondern auch den ein⸗ 
einen Fluthbeſchädigten Unterſtützungen zur Erhaltung im Haus- und 

ahrungsſtande gewährt werden können. 

Abg. Petri beantragt auch die durch den Bergſturz in Caub 
Beſchädigten in dieſer Poſition namentlich aufzuführen. Der Antrag⸗ 
ſteller bezeichnet fein Amendement lediglich als ein redaktionelles, da 
es wohl im Sinne der Vorlage liege, die Beſchädigten in Caub nach 
demſelben Maßſtabe zu behandeln wie die Beſchädigken in den anderen 
Stromgebieten. Das ſei eine einfache Forderung der Billigkeit, wenn 
auch keine juriſtiſche Verpflichtung. Die in den folgenden Paragraphen 
für die Stadt Caub ausgeworfene Summe ſei nur dem dortigen Ma⸗ 

iſtrat zur Verfügung geſtellt, um Bauten auszuführen, zu deren Her⸗ 
Bëtong eigentlich die Regierung verpflichtet ſei. Zwar wolle er nicht 
entſcheiden, ob das Bedürfniß zur Unterſtützung einzelner Perſonen in 
Caub vorhanden ſei, jedoch ſeien ihm authentiſche Nachrichten zuge⸗ 
gangen, daß einzelne Beſitzer der verſchütteten und polizeilich geräum⸗ 
ten Häuſer in arger Bedrängniß leben. 5 5 

Regier.⸗Kommiſſar v. Kehler erklärt, daß hei der Redaktion der 
Vorlage nicht die Abſicht geherrſcht habe, den einzelnen Beſchädig ten 
in Caub eine Unterſtützung zu gewähren. Ueber die reichlich einge⸗ 
tretene Privatwo lthätigkeit e bisher keine Rechnung gelegt und des⸗ 
halb laſſe ſich nicht abſehen, ob das Bedürfniß zur Unterſtützung ein⸗ 

elner Perſonen dort vorhanden ſei. Er bitte um Ablehnung des 
mendements Petri, damit unter der dortigen Bevölkerung keine Hoff⸗ 
mungen erregt würden, welche ſpäter nicht erfüllt werden könnten. 
bg. Jacobi beſtätigt als Referent der Petitionskommiſſion die 
Angabe des Abg. Petri, daß eine Anzahl von Hausbeſitzern in Caub 
um die Gewährung einer angemeſſenen Entſchädigung petitionirt bot: 
ten, mit der Begründung, daß ihre polizeilich geräumten Häuſer als 
Bollwerk für die Stagtseiſenbahn benutzt wurden. Er beantragt, die 
Petitionen durch die Annahme der Vorlage für erledigt zu erklären. 
bg. Petri betont nochmals dem Regierungsvertreter gegenüber, 
daß er die Bedürfnißfrage in Caub keineswegs entſcheiden wolle, daß 
es aber eine Forderung der Billigkeit ſei, wenn der Regierung die 
Fakultät gegeben wird, daß ſie Beihilfe gewähren kann, zumal da 
authentiſche Nachrichten das Vorhandenſein eines Nothſtandes beſtä⸗ 
tigten. Neduer weiſt auf den üblen Eindruck hin, den eine fo ungleiche 
Behandlung auf die dortige Bevölkerung machen müſſe. 

Abg. Cremer wendet ſich gegen die Nr. 3 des Paragraphen, 
welche beſtimmt, daß Summen verwendet werden ſollen zur Wieder⸗ 
herſtellung der durch die Hochfluthen beſchädigten N" Bauan⸗ 
lagen und ne een don Wohnungen für die beider ſisk. Saline zu 
Schönebeck angeſtellten Arbeiter, und beantragt die Streichung dieſes 
Paſſus. Es ſei ungeeignet, den Fiskus unter die Nothleidenden auf⸗ 
zunehmen und das Hochwaſſer als Vorwand zu benutzen, um die Bes 
willigung von Summen zu erlangen, welche eigentlich in den Etat 
hätten eingeſtellt werden müſſen. Es ſei ferner Unzweckmäßig, einen 
Theil der Unterſtützung als Darlehn zu geben und den Leuten, wenn 
fie faſt ihren Schaden ausgewetzt hätten, die gewährte Unterſtützung 
durch Abpfändung ihrer Mobilien wieder zu entziehen. Es würden 
ſich dann die Fälle wiederholen, welche nach dem Erlaß des Dota⸗ 
konsgeſetzes für die Reſerviſten jo peinliches Aufſehen erregt hätten. 

er Regierungs⸗Kommiſſar legt auf die Beibehaltung 
der angefochtenen Nr. 3 des s 1 großen Werth, da es ſich hier nicht 
um eine Unterſtützung des Fiskus, ſondern um die Entfernung eines 
allgemeinen Schadens handle. ? 

Abg. Miguel 18 bei der Geſchäftslage des Hauſes und da die 
Berweifung an eine Kommiſſion augenblicklich kein weiteres Licht über 
die Angelegenheit verbreiten könne, geneigt unter Ablehnung aller 
Amendements, der Regierung die Verantwortung zu überlaſſen und 
ihr die geforderte Summe zur diskretionären Verwendung zu ftellen, 
da die Details der Verwendung doch im jetzigen Zeitpunkte nicht feſt⸗ 


geſtellt werden könnten. 5 e 
Abg. Oſterrath hält die Verbindung des Fiskus mit den 
Unterftügungsbedürftigen, für, SCH bedenklich, da bei der en en 
Vertretung des Fiskus die Gefahr vorliege, daß zunächſt Feine Be⸗ 
dürfniſſe und erſt in zweiter Reihe die der Privaten zur Berückſich⸗ 
tigung gelangen möchten. Wenigſtens hält Redner eine entgegengeſetzte 
Erklärung der Regierung für ſehr wünſchenswerth. . 
bg. Windthorſt (Meppen) wünſcht ebenfalls die vom Vor⸗ 
redner erbetene Erklärung, weil es nicht denkbar ſei, daß es ſich bei 
einem Nothſtandsgeſetz prinzipiell um fiskaliſche Zwecke handle. Aus 


den vom Abg. Miguel angeführten Gründen iſt er gewillt, der Re⸗ 
gierung das nöthige Vertrauen zu ſchenken, ohne jedoch prinzipiell 
alle Amendements zurückzuweiſen. Der Antrag Petri liege fo klar im 
Sinne des Geſetzes, daß es eigentlich nur einer Konſtakirun deſſel⸗ 
ben, nicht aber der Stellung eines beſonderen Antrages bedurft hätte. 
Sc A0 fei er nicht gewillt, für den Antrag Stengel zu ſtimmen, da 
es bedenklich ſei, auf den Antrag eines einzelnen Abgeordneten hin 
ohne weitere Spezifikation eine ſolche Erhöbung der Summe zu be⸗ 
willigen. Sollte ſich ein Mehrbedürfniß einſtellen, ſo würde der 
künftige Landtag wohl das Nöthige bewilligen. 8 > 

Der Regierungs⸗Kommiſſar erklärt, daß es keineswegs 
im Sinne der Regierung liege, die Staatsbauten in erſter Linie zu 
le Ir S b N 

Seh. Rath Lindig weit darauf hin, daß das Haus, um die 
Arbeiter bei anderen Skaatswerken ſeßhaft zu machen, gleichfalls die 
Mittel zu Arbeiterwohnungen bewilligt habe. Bei der Aufitellun 
des Etats habe ſich das hervortretende Bedürfniß in Schönebeck noc 
nicht ermeſſen laſſen und da daſſelbe noch durch die Obdachloſigkeit 
von 51 Arbeiterfamilien erhöht wurde, ſo habe die Regierung die 
erſte formell zuläſſige Gelegenheit benutzt, um vom Hauſe die nöthigen 
Geldmittel bewilligt zu erhalten. e 
Abg. Röckerath iſt der Anficht des Abgeordneten Miguel, daß 
eine Aenderung der Vorlage einer Ablehnung derſelben gleich komme. 
Es It zu bedauern, daß die Vorlage fo ſpät an das Haus gelangt 
ſei, zumal da für die Privatintereſſenten ſo Matra Beſtimmungen 
getroffen ſind. Jedenfalls werde er für den Antrag Stengel ſtimmen, 
da es für die Abgeordneten aus den Inundationsgebieten großer 
Ströme auch ohne weitere Spezifikation erſichtlich ſei, e, eine 
Send e wie die zur freien Unterſtützung kgeforderte, nicht hinrei⸗ 

end ſei. 

Miniſter Friedenthal: Ich will durch einige Worte die 
über den Sinn des Geſetzes beſtehenden Zweifel zu zerſtreuen ſuchen. 
Das Geſes enthält drei Verwendungszwecke, welche in drei verſchie⸗ 
dene Be fallen. Die Verſtärkung und Verbeſſerung der ſiskali⸗ 
ſchen Anlagen reſſortirt vom Handelsminiſterium und beanfprucht eine 
Summe von 1,500,000 Mark. Ferner ſoll einzelnen Beſchädigten zur 
Erhaltung im Haus- und Nahrungsſtande und Gemeinden zur Wie⸗ 
edd, ihrer gemeinnützigen Anlagen Unterſtützungen aus 
Staatsmitteln gegeben werden. Hierfür ſollen dem Miniſterium des 
Innern unter detaillirten Ausführungsbeſtimmungen 1,500,000 Mark 
zur Dispoſition geſtellt werden. Von dieſer Summe ſoll % als Ge⸗ 
ſchenk und % als Darlehn gegeben werden. Der dritte Theil fällt in 
mein Reſſort und betrifft die Wiederherſtellung und nothwendige 
Verbeſſerung der beſchädigten Deiche und ÜUferſchutzwerke und der da⸗ 
mit in Verbindung ſtehenden Anlagen. Hierfür find 2,500,000 Maxk 
zur diskretionären Verwendung der Regierung geſtellt. Für die ob⸗ 
jektive Beihilfe der Beſchädigten in Caub, d. h. zur Herſtellung eines 
Zuſtandes, durch welchen die Wiederkehr eines ſolchen Schadens für die 
Mert vorgebeugt werden ſoll, wird die Summe von 455,000 M. dem 
Miniſterium des Innern zugewieſen werden. Für die einzelnen be⸗ 
ſchädigten Perſonen daſelbſt iſt keine Unterſtützung in Ausficht ge: 
nommen, weil, wie ich gehört habe, dazu kein Bedürfniß vorliegen 
ſoll, Nähere Angaben kann ich natürlich aus einem mir fremden 
Reſſort nicht machen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen und darauf der Antrag 
Cremer abgelehnt, dagegen der Antrag Petri und mit dem⸗ 
ſelben sl angenommen. 

$ 2 beſtimmt, daß von der für die Kommunen und Privaten aus⸗ 
geſetzten Unterſtützungsſumme ein Geſammtbetrag bis zu 500,000 M. 
als Geſchenk gegeben werden kann. N 

Abg. Stengel beantragt, dieſe Summe auf eine Million Mark 
zu erbößen 


Abg. Petri beantragt aus Konſequenz feines zus 1 angenomme⸗ 
nen Amendements eine Aenderung, wonach die einzelnen Beſchädigten 
in Caub auch hier eingeſchloſſen werden. 5 

Abg. Gärtner hätte Ee noch einen weitergehenden Antrag 
geſtellt, als der Abgeordnete Stengel, deſſen Amendement er jedenfalls 
unterſtützen werde. Als Nachtrag zu der Darſtellung der T alſachen, 
wolle er noch hinzufügen, daß die angelegten Bauten und getroffenen 
Vorſichtsmaßregeln nicht nur gegen Hochwaſſer, ſondern auch gegen 
zu niedrigen Waſſerſtand und zur Beſeitigung der vielfach beklagten 
für die Schifffahrt daraus entſtehenden Hinderniſſe angelegt reſp. ge⸗ 
troffen worden ſeien. Daß ſie ihrem Zwecke nicht entſprochen haben, 
babe zum großen Theil ſeinen Grund darin, daß ſie nicht mit der ge⸗ 
hörigen Solidität und in dem nöthigen Umfange von Anfang an ange⸗ 
legt ſeien. Es komme dies daher, daß der Regierung zu jener Zeit 


nicht die gehörigen Geldmittel zu Gebote ſtanden und deshalb ſei er 


heute zur Vermeidung ähnlicher Uebelſtände geneigt, der Regierung 
einen größeren Kredit zu bewilligen. E 

Abg. Wiſſelinck verzichtet darauf, die gegebenen Darſtellungen 
durch die Schilderung des Nothſtandes in den Weichſelgebieten zu 
vervollſtändigen, da derſelbe wohl hinlänglich aus den Zeitungen be⸗ 
kannt ſei. Er werde für den Antrag Stengel ſtimmen, da man zu 
den Selbſtverwaltungsbehörden, welche nach 8 4 mit der Diſtribution 
der Unterſuchung betraut werden, das Vertrauen hegen könne, ſie wür⸗ 
den nicht mehr lt Ac als die abſolute Noth erfordere, 

Abg. Stengel empfiehlt nochmals ſeinen Antrag mit der Er⸗ 
wägung, daß kein Redner ſeinen Darſtellungen einen Widerſpruch 
entgegengeſetzt habe und daß ſein Antrag der Regierung ein größeres 
Vertrauen ſchenken wolle, als die Vorlage verlange. 

Geheimer Rath Grande wünſcht nicht, 2 der Regierung 
eine weitergehende Befugniß eingeränmt werde. Der Antragſteller 
habe wohl die Intention des Geſetzes nicht richtig aufgefaßt. Daſſelbe 
wolle nicht jeglichen Schaden erſetzen, ſondern nur die Beſchädigten 
im Haus⸗ und Nahrungsſtande erhalten. Wenn dies durch ein Dar⸗ 
lehn zu erreichen ſei, fo jet dieſes rationeller als ein Geſchenk. Uebri⸗ 
ens würde auch die Summe der bedingungsloſen Unterſtützungen er: 
öht durch die ſpäter ausfallenden Rückzahlungen der Zahlungsunfä⸗ 
higen. Jedenfalls ſei es bedenklich, von der Zentralſtelle aus mehr 
zu gewähren, als die mit den lokalen Verhältniſſen vertrauten lokalen 
Behörden ſelbſt für erforderlich hielten. N 

Damit wird die Diskuſſion geſchloſſſen und der $. 2 mit den 
Anträgen Petri und Stengel ebenſo wie die übrigen Paragraphen 
des Geſetzes genehmigt. 

Sa Gegenſtand der Tagesordnung bildet die erſte Berathung 
des Geſetzentwurfs, betreffendden an den Kronfideikommiß⸗ 
fonds zu leiſtenden Erſatz für die aus der Hey r⸗ 
ER Schwedt zur Staats kaſſe gefloſſenen Ein⸗ 
nahmen. 

Der Geſetzentwurf wird ohne Debatte auf Antrag des Abgeord⸗ 
neten Schmidt (Stettin) an die Budgetkommiſſion zur Vorberathung 
verwieſen. 

Hiermit iſt die Tagesordnung erledigt. Br 

Ag. Win dthorſt (Meppen) fragt den Präſidenten, ob er nicht 
beabſichtige, die Mittheilung der ZE „daß der Staatsſekretär 
v. Bülow und der Präſident des Reichskanzleramtes Hofmann zu 
preußiſchen Miniſtern ernannt worden ſeien, im Hauſe zur Diskuſſion 
zu ſtellen. Die Thatſache ſei eine ſo wichtige, daß es angemeſſen er⸗ 
ſcheine, an dieſelbe eine Berathung rop. Beſchlußfaſſung zu knüpfen. 
Gleichzeitig bittet er den Präſidenten, mit den Organen der Regierung 
und dem Präſtpium en in Verhandlungen über den Ab⸗ 
ſchluß der parlamentariſchen Arbeiten zu treten. Bei der Fülle des 
noch vorliegenden geſetzgeberiſchen Materials ſei Ausſicht vorhanden, 
daß die Mitglieder des Hauſes überhaupt nicht mehr nach Haufe 
kämen, wenn man alle Vorlagen noch erledigen wolle. Es ſei die 
höchſte Zeit, die Arbeiten abzubrechen, und man könne dies um ſo 
eher, als die Ausſicht, noch in dieſer Seſſion die Städteordnung und 
das Kompetenzgeſetz zum Abſchluß zu bringen, nach den Beſchlüſſen 
der Herrenhauskommiſſion gleich Null geworden It, ` 
: er Präſi denk erklärt ſich bereit, die Mittheilung der Re⸗ 
jerung über die Ernennung v. Bülow's und Hoffmann's zu preu⸗ 
bischen Miniſtern auf die Tagesordnung einer der nächſten Sitzungen 
zu ſtellen. Was die Arbeiten des Hauſes betreffe, ſo liege bis zum 
sach: der Woche noch genügendes Material zur Erledigung vor; 
nach Ablauf dieſes Termins werde ſich nach Maßgabe der Be: 


e Ais des anderen Hauſes das Schickſal der Vorlagen überſehen 
aſſen. 
Abg. Miquel richtet an den Abg. Windthorſt die Krone, 
welchen Zweck er eigentlich mit feinen Bemerkungen verfolge. Jeden⸗ 
falls könne doch das Haus nicht ſeinerſeits plötzlich die Arbeit ein⸗ 
5255 und nach Hauſe gehen. Die Ausſicht auf das Zuſtande⸗ 
ommen der Städteordnung und des Kompetenzgeſetzes ſei allerdings 
erheblich geſchwunden, das Haus dürfe aber deshalb nicht die 
Seſſion ohne Weiteres abbrechen, ſondern müſſe dem Volke wenig⸗ 
ſtens klar legen, welchen Faktor der Geſetzgebung die Schuld des 
Scheiterns der Geſetze treffe, und welche Differenzen dieſes Scheitern 
veranlaßt haben. £ 

Abg. Windthorſt (Meppen) erwidert, daß der Zweck feiner 
Bemerkungen nur der 1 ſei, die Frage des Schluſſes der 
Seſſion bei den Präſidien beider Häuſer und bei der Regierung 
in Anregung zu bringen. Ein weiteres Verhandeln über die 
Städteordnung halte er nach den Beſchlüſſen der Herrenhaus⸗ 
Kommiſſion für durchaus unfruchtbar, da er nicht vorausſetzen 
könne, daß das Abgeordnetenhaus ſelbſt die Abſicht vabe, in 
willenloſer n ſeine früheren ea fallen zu laſſen. 

Näch ſte 1 Mittwoch 11 Uhr (Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdieuſt, mehrere kleinere Vorlagen und Petitionen). 
Schluß 2% Uhr. 


19. Sitzung des Herrenhauſes. 


‚Berlin, 20. Juni. 12 uhr. Am Miniſtertiſche Geb. Räthe 
Beinert, v. Cranach, Delacroix, Burkhardt, Rode Miniſterialdirektor 
Weishaupt u. A. 

gu Einleitung der Berathung des Geſetzentwurfes betreffend 
den Austritt aus den jüdiſchen Synagogen gemeinden 
referirt über die denſelben Gegenſtand behandelnden Pekitionen 

Landrath v. Winterfeld: Die 1 befürworten zum 
Theil die Annahme, zum Theil die Ablehnung des Geſetzentwurfes; 
die Ablehnung zumeiſt aus der Befürchtung, daß durch den Geſetzent⸗ 
wurf dem Indifferentismus, dem kraſſeſten Individualismus Thür 
und Thor geöffnet werden, daß nur Ehrgeiz, nur egoiſtiſche Motive 
die Veranlaſſung zu Austritten ſein würden, die Synagogengemeinde 
zu Emden insheſondere glaubt, daß dem nur durch das Erfordern 
einer eidesſtattlichen Verſicherung ſeitens des Austretenden vorgebeugt 
werden könne, daß er nur aus religiöfen Motiven austreten wolle. 
Die Annahme des Entwurfes dagegen wird ebenſo entſchieden durch 
die ſichere Erwartung befürwortet, daß dadurch dem gegenwärtig be⸗ 
ſtehenden Indifferenkismus entge engetreten werden würde. Zum 
Theil wird eine Amendirung des eſetzes, namentlich die Einführung, 
einer Beſtimmung empfohlen, wonach auch ganzen Gemeinden die 
Möglichkeit eines Austritts aus den Synagogen gewährt wird. Der⸗ 
artige Amendirungen halte ich nicht für geboten, dieſe Möglichkeit ſpe⸗ 
Ge wird ſchon durch den 8 8 des utwurfs KH jene eidesſtatt⸗ 
iche Verſicherung aber iſt etwas rechtlich e ec Unmögliches. 
Das Geſetz ſelbſt erachte ich für ein dringendes Sie es kann 
nicht billig ſein, Perſonen zu einer Beiſteuer für eine Religionsge⸗ 
meinſchafk zu nöthigen, der ſie im Herzen nicht mehr angehören. 

In der Generaldiskuſſion bittet zunächſt Stadtrakh Fried⸗ 
länder zu Bromberg um Annahme des Geſetzes. Man hat ge⸗ 
ſagt, es ſeien keine Juden hier im Haufe, das iſt unrichtig, Herr 
von Rotyſchild und ich find es. Ich hege die feſteſte Ueberzeugung, 
daß dieſes Geſetz gute Früchte tragen werde, es wird die Gemeinden 


aron v. Sen Më t: Die ſchlechten Zeitungen haben die Mei⸗ 
nung verbreitet, das Herrenhaus ſei ein Feind des Judenthums. Es 
iſt das eine große Unwahrheit. Jeder ehrliche Chriſt muß Sympatbie 
für das Judenthum haben ſchon aus dem einfachen Grunde, weil er 
das alte Teſtament ebenſo anerkennt wie die Juden. — Dies Geſetz 
iſt unterm 29. März dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt, heuke, wo es 
im Herrenhaufe zur Berathung gelangt, ſchreiben wir den 20, Juni. 
Was ſind das für Zuſtände? (Redner zitirt hierauf der Reihe nach 
Aeußerungen ſämmllicher Redner, die bei den 


nachzuweiſen, daß die Verhältniſſe, welche dieſes Geſetz regeln will, 
auch bei Annahnie deſſelben durchaus unklar, widerſpruchsvoll und 
verwirrt bleiben. Die Sache ſei daher legislativ noch gar nicht ge⸗ 
nügend vorbereitet; das Geſetz ſchaffe nur neue Verwirrung und ſei 
daher abzulehnen. 

Regierungskommiſſar Geb. Rath Haaſe ſetzt nochmals die Ten⸗ 
denz des Geſetzes nach den Motiven der Regierungsvorlage aus⸗ 
einander und bittet das Haus, die Vorlage, ſo wie ſie aus dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe herübergekommen, unverändert anzunehmen. 

Die erſten fünf Le werden hierauf unverändert in der 
Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe angenommen. 

Sn s 6, der von der Wirkung der Austrittserklärung handelt, iſt 
u. A. nach der Faſſung der Abgeordnetenhausbeſchlüſſe beſtimmt: 

Das Recht der Mitzbenutzung des Begräbnißplatzes der Synago⸗ 

engemeinde bleibt dem Ausgetretenen auf die Bauer der in SJ 2 
eſtimmten Friſt vorbehalten. Erworbene Privatrechte an Begräbniß⸗ 
ſtellen werden durch den Austritt nicht berührt, 

Leiſtungen, welche auf einem anderen Verpflichtungsgrund, als auf 
der Angehörigkeit zur Synagogengemeinde beruhen, werden durch 
ies nicht GE Stot. o 

Hierzu begutragt v. Kleift- Ne om in Verbindung mit dem 
Oberbürgermeifter Becker (Dortmund) 1) die Worte „auf die Dauer 
der in Poſ. 2 beſtimmten Friſt“ (d. h. bis zum Schluß des Kalender⸗ 
jahres) zu ſtreichen; und ſodaun demſelben Satze hinzuzufügen: „Zu 
etwaigen Leiſtungen für e unge bleiben die Ausgetrete⸗ 
nen verpflichtet, bis ihr Bedürfniß nach einem Begräbnißplatz ander⸗ 
weitig befriedigt ift.“ 2) Den letzten Satz alſo zu faſſen! „Leiſtun⸗ 
gen, welche nicht auf der perſönlichen Angehörigkeit zur Synagogen⸗ 
gemeinde beruhen, insbeſondere auch ſämmtliche Leiſtungen für Ke 
der öffentlichen jüdiſchen Schulen, jedoch mit Ausnahme der Nelis 
gionsſchulen der Synagogengemeinden, werden durch dieſes Geſetz 
nicht berührt.“ 

Miniſter des Innern Eu lenburg erklärt ſich wiederholt 
gegen die Annahme des von Kleiſt'ſchen Amendements über die 
Begräbnißplätze aus dem Grunde, daß mit jener Annahme die 
Hauptpointe des Geſetzes, das, was die in dieſer Beziehung 
Sachverſtändigen als einen glücklichen Griff bezeichnet haben, 
verloren gehen würde, nämlich die Garantie gegen frivoles Aus⸗ 
treten aus der Synagogengemeinde, die in der Anhänglichkeit der 
Juden an die Begräbnißplätze im höchſten Maße begründet ſei. Gerade 
aus dieſem Grunde bittet v. Kleiſt⸗Retzow, ſeinem Antrage zuzu⸗ 
ſtimmen, denn dieſe Aeußerung des Miniſters ſei der beſte Beweis 
für ſeine Nothwendigkeit in dem Grade, daß ohne ihn die Freiheit, 
die das Geſetz gewähren ſoll, geradezu wieder genommen ſei. 

Mit großer Majorität entscheidet ſich danach das Haus für An⸗ 
nahme der v. Kleiſt'ſchen Anträge und demnächſt des ganzen Geſetzes. 

Ohne Diskuſſion wird ſodann der Geſetzentwurf, betreffend die 
Mobiliaxfeuerverſicherung in dem früheren ürſtenthum Hohenzollern⸗ 
eee genehmigt. 

Zur Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Beſteue⸗ 
rung des Gewerbebetriebes im mherziehen, erklärt auf die 
Anfrage des Oberbürgermeiſters von Barmen, Bredt, Abſichten der 
Reich hege. 
Finanzminiſter Ca m 


ſtattgefunden, € 
als noch unfere Bundesgenoſſenſchaft ſich auf den norddeutſchen Bund 
beſchränkte. Durch den Zutritt der ſüddeutſchen Staaten iſt das Ei⸗ 
nigungswerk in Bezug auf die direkten Steuern ſehr weſentlich er: 
ſchwert worden und es ſcheint, daß die Reichsbebörde gegenwärtig 
nicht daran denkt, eine Einigung eintreten zu laſſen. 2 eziell für 
die Hauſirgewerbeſteuer wäre es mein perſönlicher cn fie zu 
einer Reichsſteuer zu machen, auf dieſe Möglichkeit ift der Geſetzent⸗ 


wurf gefaßt. 


0 A 0 „Debatten im Abgeord⸗ 
netenhauſe geſprochen haben über dieſes Geſetz, und ſucht daraus 


Nei beg über die Uebernahme der Gewerbeſteuern auf das 


hauſen: In neuerer Zeit haben wegen 
Uebernahme der Gewerbeſteuer auf das Reich Verhandlungen nicht i 
die früheren Anträge wurden preußiſcherſeits gemacht, 


des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Oſterode in 


Der Geſetzentwurf wird en bloc unverändert angenommen. Des⸗ 
leichen der Geſetzentwurf betreffend die Deckung der für die Weiter⸗ 
ſürung ‚und Vollendung der Behra⸗ Friedländer Eiſenbahn 
erforderlichen Geldmittel, nachdem Namens der Eiſenbahn-Kommiſſion 
Herr Theune, deſſen Annahme empfohlen. s ct 
Ohne Diskuſſion wird ferner auf die Anträge der Petitionskom⸗ 
miſſſon, über eine Petition von Bürgern aus Czer niejewo, 
Kreis Gneſen, mit Rückſicht darauf, daß dem preußiſchen Herren⸗ 
hauſe Petitionen in polniſcher Sprache zur Berathung nicht wohl vor⸗ 
gelegt werden können, zur Tagesordnung ib pre eine Petition 
Oſtpreußen der königli⸗ 
chen Staatsregierung zur Berückſichtigung dabin überwieſen, daß bei 
Vertheilung des Staatsfonds zur Erhöhung der Lehrergehälter in der 
Provinz Preußen die Gutsbezirke thatſächlich nicht ausgeſchloſſen wer⸗ 
den, und namentlich ihre Berückſichtigung nicht abhängig gemacht werde 
von dem Nachweiſe der Präſtationsunfähigkeit in Bezug auf ihre ſubſi⸗ 
diäre Verpflichtung aus $ 56 der Schulordnung vom 11. Dezember 


Ueber eine dritte Petition des Grafen von Kliekowſtröm zu Kocklak 
wegen einer ihm zu Unrecht auferlegten Verpflichtung zur Unterhaltung 
des Kirchſchulhauſes zu Aßrauen, beantragt die Kommiſſion in Er⸗ 
wägung, das durch rechtskräftige Reſolute im Verwaltungswege dem 
Petenten der Austrag dieſer Angelegenheit auf dem Rechtswege offen 
gelaſſen iſt, zur Tagesordnung überzugehen. Der Antrag wird ange⸗ 
nommen. — Ebenſo gebt das Haus über die Petition des 48. Kom⸗ 
munallandtages der Kurmark zu Berlin wegen Uebernahme der 
Kriegsſchuld auf die Staatskaſſe nach kurzer Diskuſſion zur Tagesord⸗ 
nung über. Mehrere Petitionen, betreffend die Heranziehung der 
See⸗ und Strom⸗Deiche in der Provinz Hannover zur Grundſteuer⸗ 
zahlung beantragt die Kommiſſion, der Staatsregierung zur Berück⸗ 
ſichtigung zu überweiſen in Bezug auf die bei der Veranlagung der 
Deiche zur Grundſteuer angewandten Einſchätzungsgrundſätze, und 
zur Erwägung, ob nicht die Deiche durch ein allgemeines Geſetz für 
grundſteuerfrei zu erklären ſeien. 5 

Nach Befürwortung dieſes Antrages durch den Berichterſtatter 
Stadtdirektor Raſch (Hannover) vertagt ſich das Haus auf Mittwoch 
11 Uhr (Reſt der heutigen Tagesordnung und Berathung der Städte⸗ 
ordnung.) Schluß 4% Uhr. 


Lokales und Provinzielles. 


Poſen 21. Juni. 


— „Veſta“, Lebensverſicherungsbank auf Gegenſeitigkeit. 
Geſtern fand im Bazar⸗Saale die zweite ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung der Geſellſchaft ſtatt, an welcher 28 Mitglieder mit 98 Stimmen 
Theil genommen haben. Nach Eröffnung der Verſammlung durch 
den Vorſitzenden des e be Hrn. v. Noſtitz⸗Jackowski 
kam der Bericht über die Thätigkeit der . im Jahre 1875 
durch den Generaldirektor Dr. Rejewski zur Verleſung, nachdem jeder 
Theilnehmer beim Eintritt in den Berathungsſgal ein gedrucktes 
Exemplar davon erhalten hatte. Der Bericht ſelbſt rief eine Dis⸗ 
luſſion nicht hervor, und es wurde nach Verleſung des Protokolls der 
Reviſionskommiſſion über den Befund der Bücherreviſion ſeitens des 
Bankdirektors Dr. v. Donimirski (Thorn) dem Vorſtand ein ſtim⸗ 
mig Decharge ertheilt. Die Beſtätigung der vorläufigen Wahl des 
Dr. Zielewiez zum Verwaltungsraths⸗Mitglied event. anderweiten 
Wahl bildete den nächſten Punkt der Tagesordnung, und wurden zu 
Stimmzählern die Herren Dr. Jerzykowski und v. Nieſiotowski ſei⸗ 
tens des Vorſitzenden erwählt. Die CH d ſprach ſich mit 
einigen Stimmen Majorität gegen die Beſtätigung aus, worauf der 
Verwaltungsrath gemäß 5 15 des Statuts drei Kandidaten vorſchlug 
und zwar wiederholt Dr. Zielewicz und die Herren Dr. Buski und 
K "nam Paul Anderſch hier. Der aus der Wahlurne hervor⸗ 
gegangene Hr. Dr. Buski erklärte die Wahl nicht annehmen zu kön⸗ 
nen, was einen dritten Wahlgang veranlaßte, aus welchem als 
Mitglied des Verwaltungs⸗Raths der hieſige Buchdruckerei⸗Beſitzer 
Dr. Vebinski hervorging, nachdem der Verwaltungs⸗Nath ihn 
und die Herren Dr. Zielewiez und Paul Anderih als Kandi⸗ 
daten aufgeſtellt hatte. die F (letzter 

unte der Tagesordnung wurden gewählt die Herren: Dr. v. 

onimirsli, Bankdirektor aus Thorn, Kaufmann Paul Anderſch (in 
Firma Gebr. Anderſch) und Kaufmann V. Jerzykiewiez, Beide von 
bier, zu deren Stellvertretern dagegen die Herren: Dr. Zielewiez und 
J. Suszezpäski (Prokuriſt der H. Cegielskiſchen Fabrik) beide von hier. 
Nach Verleſung des durch Herrn Juſtizrath le Viſeur aufgenommenen 
notariellen Protokolls endete die Generalverfammlung, in welcher die 
gatliche Oberaufſichtsbehörde zuerſt durch den Polizei-⸗Präſidenten 
Staudy und ſpäter durch den Polizei⸗Sekretair Lindner repräſentirt war. 

— ite kath. Parochie von Krotoſchin hatte am 16. d. M. 
ein Glückwunſchtelegramm an den Papſt gerichtet. Daraufhin hat der 
Kardinal Antonelli unterm 18. d. M. der ganzen Parochie den 
Segen des heiligen Vaters auf dem Telegraphendrath überfandt. — 
Der „Kuryer“ meldet mit frommem Wohlgefallen, daß auch die 
„Getreuen“ von Wreſchen und Punitz am 16. d. M. Glückwunſch⸗ 
telegramme an den Papſt abgejandt haben. 


wiaiſenſchaft, Aung und Piteratur. 


* Zodiakal⸗ Licht. In der „Magdb. Ztg.“ ſchreibt ein mit 
G. ſich unterzeichnender Anonymus Folgendes: Alle Freunde ſchöner 
Naturerſcheinungen und beſonders der kosmiſchen Phyſik mache ich 
darauf aufmerkſam, daß in der Nacht vom 20. zum 21. Juni ein Licht, 
wie oben genannt, den nördlichen Himmel zieren wird, auch fordere 
ich die Herren Aſtronomen beſonders ſüdlicherer Sternwarten auf, 
bei ihren eventl. Beobachtungen die Höhe der Spitze der Lichtpyra⸗ 
mide annähernd zu beſtimmen, da aus den RNeſultaten vielleicht 
außerordentlich wichtige Schlüſſe zu gießen find. Da man dieſe Er⸗ 
ſcheinung bei uns nur ſehr ſelten beobachten kann, jo iſt es im⸗ 
merhin wichtig, auch die Nacht vorher ſchon denſelhen Theil 
des Himmels im, u zu behalten und ebenſo auch die Nacht vom 
21. zum 22. Juni. Sollte die Erſcheinung fo e wie ich ver⸗ 
muthe, ſo werde ich nicht verfehlen, auch meine Erklärung dafür fol⸗ 
gen zu laſſen. 
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Staats und bolkswirthſchaft. 


ze Berlin, 19. Juni, Abends. [Wollmarkt.] Bei einer 
Geſammtzufuhr von 35,000 Ztr. Wolle entwickelte ſich das heutige 
Geſchäft gleich mit Beginn des Marktes recht lebhaft und waren na⸗ 
mentlich gute Wollen recht geſucht. Hierfür wurden angelegt 62 bis 
64 al, hochfeine Wollen bis 69 Thlr., und beträgt der Ab⸗ 
ſchlag 2—3 Thlr. gegen vorjährige Preiſe. Die Wäſche war im All⸗ 
Wollen recht befriedigend und gelang es einigen Beſitzern, deren 

ollen ſeit einer Reihe von Jahren in die Hände derſelben Käufer 
übergehen, mit Nückſicht auf gute Wäſche volle vorjqährige Preiſe zu 
erzielen. Bei Mittelwollen betrug der Abſchlag 3—5 Thlr. gegen 
voriges Jahr und wurden Preiſe von 54-58 Thlr. angelegt Lei 
näre Wollen mußten ſich einen größeren Abſch 
laſſen, welcher 5 bis 8 Thaler b 


i etrug. Die Lebhafligkeit 
Marktes ließ gegen d fligfeit des 


H nachdem Fabrikanten ſich aus erfier 
Hand genügend verſorgt hatten, erheblich nach und kam I: 
Geſchäft zum Stillſtand, da Beſitzer nicht nachgeben wollten. Nachdem 
dieſelben indeß etwas nachgiebiger geworden waren, wurde die Kauf⸗ 
luſt wieder angeregt und war beim Schluß dieſes % des geſamm⸗ 
ten Quantums verkauft. Der Reſt beſteht aus ordinären Wollen, 
welche auc wohl morgen nur chwerfällig Placement finden werden. 
Die diesjährige Wollzufuhr in Berlin iſt erheblich geringer gegen 
das Vorjahr geweſen und betrug bis exkluſive gelber inkluſive des 
alten Beſtandes 10,000 Ztr. und 6000 Ztr. Kolonialwolle, wie inkluſive 
der nach dem Viehhofe gebrachten 35,000 Ztr., im Ganzen nur 69,000 


D 


tr. Wenn auch geſtern und heute noch Zufuhren eingetroffen find, 
ſo wird doch böchttens eine friſche ehr von 70,000 Ztr. zu gewär⸗ 
tigen ſein, von welcher alſo die Hälfte nach dem Viehhofe gekommen 
iſt. Von dieſer Hälfte war wiederum die Hälfte in erſter, d. h. Pro⸗ 
duzentenhand, die andere war im Beſitze von Händlern. 
Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Peſt, 20. Juni. Der ungariſche Reichstag iſt bis zum 28. 
September c. vertagt. 

Kopenhagen, 20. Juni. Die der Linken angehörige Majorität 
der mit Vorberathung der Wehrvorlage beauftragten Kommiſſion des 
Folkething hat die Erledigung der Angelegenheit durch eine Tages⸗ 
ordnung beantragt, in welcher der von der Linken des vorigen Folke⸗ 
thing geſtellte Antrag, der die Auflöſung des Folkething herbeiführte, 
wiederholt wird. Gleichzeitig hat die Linke ein Mißtrauensvotum 
gegen das Miniſterium eingebracht. Die Berathung der Wehr⸗ 
vorlage im Folkething iſt auf nächſten Donnerstag feſtgeſetzt. 

Rom, 20. Juni. Das Finanzminiſterium hat geſtern die Ab⸗ 
ſchaffung des Affidavits bei der Bezahlung der Kupons der italieni⸗ 
ſchen Rente im Auslande beſchloſſen, jedoch nur für die Rentenkupons⸗ 
im Betrage von 5 bis 100 Lire. Bei der Bezahlung der Kupons im 
Betrage von über 100 Lire bleibt das Affidavit obligatoriſch. 

Madrid, 20. Juni. Der Senat hat das Amendement Silva's 
betreffend die vollſtändige Abſchaffung der Fueros mit 111 gegen 24 
Stimmen abgelehnt. 

London, 19. Juni. Unterhaus. Der Unterſtaatsſekretär des 
Aeußern, Bourke, erklärte auf eine bezügliche Anfrage Duff's die eng⸗ 
liſche Regierung werdejfeine Gelegenheit vorübergehen laſſen, die ſpani⸗ 
ſche Regierung aufzufordern, dem Art. 11 der Verfaſſung betreffend 
die Toleranz in Religionsſachen die weiteſte Auslegung zu geben. — 
Auf eine weitere Anfrage Hanbury's erklärte Bourke, die Regierung 
ſtehe in Korreſpondenz mit dem Geſandten in Athen wegen der Aus⸗ 
führung des Art. 8 des Vertrages vom 29. März 1864 betr. die Erfül⸗ 
lung der noch aus der Zeit des engliſchen Beſitzſtandesſherrührenden Ver⸗ 
pflichtungen der joniſchen Inſeln insbeſondere auch bezüglich der griechiſchen 
Staatsſchuld. Die Regierung werde ſich an die Mächte wenden, 
welche jenen Vertrag garantirt hätten, und die darauf bezügliche di⸗ 
plomatiſche Korreſpondenz dem Haufe vorlegen, ſobald dieſelbe voll⸗ 
ſtändig ſei. — Auf eine Anfrage Gorſt's erwiederte Bourke endlich, 
Derby habe den peruaniſchen Geſandten darauf aufmerkſam gemacht, 
daß die Feſtnehmung des Kapitäns des Schiffes „Talisman“ nicht ge⸗ 
rechtfertigt ſei und zugleich ſich über die wenig freundſchaftliche Hal⸗ 
tung, die die peruaniſche Regierung bei dieſer Angelegenheit gezeigt 
habe, beklagt. Die Erklärung Bourke's wurde vom Hauſe beifällig 
aufgenommen. 

Petersburg, 20. Juni. Der Herzog Georg von Mecklenburg- 
Strelitz iſt heute Morgen geſtorben. 

Bukareſt, 19. Juni. Auch bei den Deputirtenwahlen des kleineren 
Grundbeſitzes ſind die Kandidaten der konſervativen Partei denjenigen 
der liberalen Partei vollſtändig unterlegen. 


Verſailles, 20. Juni. Die Deputirtenkammer nahm den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Anleihe der Stadt Paris in Höhe von 120 
Millionen an. Der Deputirte Turquet von der Linken verlas den 
Bericht der Kommiſſion über die Wahl des Kapitäns Mun in 
Pontiny, worin beantragt wird, die Wahl wegen Wahlbeeinfluſſung 
durch die Klerikalen für ungiltig zu erklären. Die Diskuſſion über 
den Antrag findet ſpäter ſtatt. In Parlamentskreiſen wird ange- 
nommen, die Kammer werde bis Mitte Juli vertagt werden und im 
November zur Budgetberathung wieder zuſammentreten. 

Waſhington, 20. Juni. Der Senat beſchloß, den Prozeß Belknap 
bis zum 6. Juli zu vertagen. 


Angekommene Fremde 
21. Juni. 


Stern's Hotel de l'Europe. Die Kaufleute Heimann g. 
Frankfurt g. M., Altmann und Schwetz a. Danzig, Wolff a. Mech⸗ 
lin, Fabrikbeſ. Ingermann a. Kohlfurth. 

Mylius' Hotel de Dresde. Lieut. Schopis a. Grilskeh⸗ 
men, die Kaufl. Biedermann a. Krotoſchin, Blaukoch a. Berlin, Marſch⸗ 
ner a. Leipzig, Abraham und Herſchel a. Hamburg, Stau a. Lyon, 
Samter und Familie, Joski, Roſenthal und Horn o Berlin, Ingen. 
Steffens a. Coblenz, die Rittergutsb. Kennemann a. Klenka u. Baron 
v. Kazler a. Uhyſt a. d. Spree, Rentier Kühl a. Crettow. 

Grand Hotel de France. Die Rittergutsb. Dr. v. Chos⸗ 
lowski und Familie a. Ulanowo, Graf Potworowski a. Parzeezewo. 
v. Znantech u. Frau g. Lakocin, Graf Zoltowski a. Czacz, Graf Zol⸗ 
towski a. Drzewee, Wendt a. Pawlowo, v. Jaraczewski a. Sobie⸗ 
juchy, v. Wolanski a. Ryhitwy, o Tresfom a. Knyſſpn, v. Moſſzezen⸗ 
ski g. Dziewierzewo, v. Sczaniecki a. Boguſzyn, Kaufm. Jaraczewski 
a. Borek, Dittmar u. Frau a. Koſten. 

Buckow's Hotel de Rome. Die Kaufl. Goldſtein aus 
Breslau, en e a. Lemgo, Salzmann a. Elberfeld, Neu⸗ 
mann a. Breslau, Förber a. Chemnitz, Wolfſohn a. Neuſtadt b. P., 
Liſt a. Brandenburg, Bankier Weiß a. Berlin, Oberſt a. D. und 
Rittergutsb. v. Windhorſt a. Pommern, Rittergutsb. von Dalegu 
a. Breslau, Rechtsanw. Wagner a. Königsberg, Amtsrath v. Hager⸗ 
mann a. Danzig. 


Telegraphiſche Börsenberichte. 
Nonds⸗Courſe. 


Frankfurt a. M, 20. Juni. Spekulationspapiere auf auswär⸗ 
tige Notirungen matt. 

Schlußkurſe.] Londoner Wechſel 204, 65. Pariſer Wechſel 81, 00. 
Wiener Wechſel 168, 40. Böhmiſche Weſtbahn 15374. Elifabethbahn 


128%. Galizier 1714. “ Franzofen*) 227. Lombarden?) 74%. Nord: 
weſtbahn 110%. Silderrente 59%. Papierrente 56%. SE Bodens 
8 85%. Ruſſen 1872 —. Amerikaner 1885 102%. 1860 er Monte 


2%. 1864er Looſe 262, 20. Kreditaftien*) 124. Oeſterr. National⸗ 
bank 722, 00. Darmſt. Bank 107. Berliner Bankverein BU. Frank⸗ 
furter Wechslerbank 77%, Oeſt. Bank 91%. Meininger a 


SEO 155. 
der Börſe: Kreditaktien 124%, Franzoſen 227, Lom⸗ 
barden 74%. 1860er Looſe —, Galizier —. 


*) per medio reſp. per ultimo. 

Wien, 20. Juni. Spekulationswerthe matter bei trägem Ver⸗ 
kehr, ebenſo Renten. Bahnen ſehr lebhaft und erheblich d er. Des 
Ser angezogen. Kreditdeport mäßiger. ` Ungariſche Werthe 

ächer. 


66, 95. Silberrente 70, 30. 1854er 
1840. Kreditaktien 


72, 20. D. Rchsbknt. 59, 32% 

Türkiſche Looſe 18, 75. 

Nachbörſe: Kreditaktien 148, 20, Franzoſen 270, 50, Lombarden 
88, 75, Galizier 203, 75, Angl.⸗Auſtr. 73, 80, Papierrente 66, 65, Sil⸗ 
berrente 70, 10, Ungar⸗Looſe 71, 75, Nationalbank 846. 

Paris, 19. Juni. Boulevard⸗Verkehr. Anleihe de 1872 106, 30 
ruhig, Türken de 1865 13, 40, Spanier exter. 13, 81, Egypter 212, 50 


ruhig. 
aris, 20. Juni. Matt, wenig Geſchäft. 
Schlu 5 kurſe.] 3proz. Rente 68, 55, Anleihe de 1872 106, 15, 
Italieniſche 5 pCt. Rente 73, 10, do. Tabaksaktien —, —, d 


o. Tas 
baksobligationen —, —, Franzoſen 570, 00, Lombard. Eiſenbahn⸗Akt. 
86, 25, do. Prioritäten 247,00, Türken de 1865 13, 20, do. de 1869 


80, 00, Türkenlooſe 43, 75. 8 
redit mobilier 155, Spanier extér. 15%, do. inter 12%, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien 702, Banque ottomane 367, Société generale 525, 
Credit foncier 750. Egypter 206. — Wechſel auf London 25, 28%. 
London, 20. Juni, Nachm. 4 Uhr. Konſols 9476. Italien. 
5proz. Rente 73%. Lombarden 746. 3proz. Lombarden⸗Prioritäten 
alte 956. Z3proz. Lombarden⸗ Prioritäten neue 9%. proz. 1 
de 1871 90%. Sproz. Ruſſen de 1872 91. Silber 51%. Türk. Ans 
leihe de 1865 134g. Sproz. Türken de 1869 1376. proz. Vereinigt. 
St. pr. 1885 105%. do. 5pros. fund. 106%. Oeſterreich. Silber⸗ 
rente 58. Oeſterreich. 988 55. 6proz. ung. Schatzbonds 82. 
6proz. ungarifhe, Schatzbonds II. Emiſſ. 3%. Sproz. Peruaner 17. 


Spanier 13%. g 
Berlin 20, 64. Hamburg 3 Monat 20 


ee Ee $ S 64, 
Frankfurt a. M. 20, 64. Wien 12, 32. Paris 25, 45. Petersburg 3096. 
In die Bank floſſen heute 20,000 Pfd. Sterling. 


New⸗Nork, 19. Juni Abends 6 Uhr. (Schlußkurſe.] Höchſte 
Notirung des Goldagios 1256, niedrigſte 12%. Wechſel auf London 
in Gold 4 D. 87 C. Goldagio 12%. % Bonds per 1885 116, 
do. 5proz. fundirte 117%. ` Soe Bonds per 1887 123%. 
13%. Central Pacific 109%. New» Dorf Centralbahn 106%. 


Broduften = Gonrte, 


Danzig, 19. Juni. Getreide⸗Börſe: Wetter: ſchön und 
warm. ind: N. s 
Weizen lofo find geſtern Nachmittag noch in Folge telegraphi 
emachter Gebote 250 Tonnen hellbunt 127/8, 129 fd. 1 1 
15 M. pr. Tonne verkauft worden, auch ſollen 120 Tonnen alter 
bunter 1278 pfd. Weizen zu 220 M. gehandelt fein. Heute beſtand 
am Markte für dieſen Artikel eine flaue Stimmung und Unluſt zum 
1 8 5 Gehandelt wurden nur 110 Tonnen, darunter 77 Tonnen 
ochbunt 131/2 pfd. zu 230 M. ver Tonne. Außerdem wurde be⸗ 
zahlt für Sommer⸗ 128 pfd. 205 M., hellbunt 129 pfd. 213 M. per 
Tonne. — Termine nachgebend, Juni⸗Juli 207% M. Br., Juli⸗Aug. 
208 M. bez., September⸗Oktober 210 M. bez., Okt.⸗Nov. 209 M. bez. 
— Regulirungspreis 207 M. 

Roggen loko ohne Kaufluſt und ohne sah 
Oktober 160 M. bez. Regulirungspreis 166 8 
Auguſt⸗September 282 M. bez., 

— Spiritus ohne Handel. 


Termine Septbr.⸗ 

Rübſen Termine 

ept.⸗Okt. 286 M. Br., 281 M. G. 
Köln 20. Juni, Nachm. 1 Uhr. Getreidemarkt. i 

Siefiger loko 23,00, fremder loko 23, 50, per Juli 20, a Po 21 15. 

loggen, 97 0 loko 18,00, per Juli 15,30, per Nov. 16, 90. Ha⸗ 


fer, loko 19, per Juli 17, 40. Rüböl, loko 34, 50, per Oktober 


127 1 
Bremen, 20. Juni, Nachmittags. Petroleum 

Standard white loko 12, 25, pr. J 

Aug.⸗Dezember 13, 00. Sehr feſt. 

Paris, 20. Juni. Produktenbericht (Schlußbericht). ei 
ruhig, pr. Juni 28, 50, pr. Juli 28, 75, pr. Jul e SC DE 
Sept.⸗Dezbr. 29, 75. Roggen weichend, pr. Juni —, —, pr. Juli 
—, —, per Juli⸗Auguſt —, —, per September⸗Dezember — 
Mehl weichend, pr. Juni 61, 75, pr. Juli 62, 00 
62, 50, pr. Sept.-Dechr. 64, 00. Rüböl weichend, pr. Juni 75, 
pr. Auguſt 76, 00, pr. Septemher⸗Dezember 77, 50, pr. Januar⸗April 
79,75. Spiritus träge, pr. Juni 44, 50, pr. Sept. Dezbr. 47, 75. 

Glasgow, 20. Juni. Roheiſen. Mixed numbres warrants 
57 sh. 4 d. Die Verſchiffungen der letzten Woche betragen 7600 Tons 
gegen 11,100 Tons in derſelben Woche des vorigen Jahres. 

London, 19. Juni, Vorm. Die Getreidezufuhren vom 10. bis 
zum 16. Juni betrugen: Engl. Weizen 2802, fremder 45,327, eng⸗ 
liſche Gerſte 654, oe: 7993, engliſche M alzgerſte 20,7 
fremde —, engl. Hafer 337, fremder 43,535 Qrts. Engl. Me Mi 
16,817 Sad, fremdes 3080 Sack und 19,451 Faß. 

London, 19. Juni, Nachm. Getreidemarkt (Schlu i 
für forcirte Verkäufe Preiſe etwas niedriger. — Better, Serien, 

Liverpool, 20. Juni, Nachmittags. Baumwolle: luß⸗ 
2 5 1 Umſatz 10,000 B., davon für Spekulation und ee 3000 B. 
Stetig. 

Middl. Orleans 65%, middl. amerikaniſche 6916, fair Dhollerah 4%, 
middl. fair Dhollerah Ze, good middl. Dhollerah 4, middl. Dholle⸗ 
rah An, fair Bengal 3%, good fair Broach —, new fair Oomra 4740, 

pop fair Oomra 4016, fair Madras 4, fair Pernam 6%, fair 
Smyrna 54, fair Egyptian 6. 3 

Upland nicht unter low middling Juli-Auguſt⸗Lieferung 6% d. 

Mauceheſter, 20. Juni. 12r Water Armitage 7%, 12r Water 
Taylor 7%, 20r Water Micholls 9%, 30r Water Gidlow 10%. 
30r Water Clayton 10%, 40r Mule Mayoll 9%, 40r Medio Wil⸗ 
kinſon 12, 36r Warpcops Quglität Rowland 10%, Ar Double 
Weſton 114, or Donble Weſton 15, Printers % % His pfd. 
102. Markt ruhig, aber feſt. 


Amſterdam, 20. Juni. Getreidemarkt a Rog 
389 Fl. R 


J (Schlußbericht 
uni 12, 25, per Juli 12125 pe 


gen pr. Oktober 192. Raps pr. Oktober üböl pr 
Herbſt 37. 

Antwerpen 20. Juni. Getreidemarkt „Schlußbericht.) 
Weizen matt. Roggen ruh afer feſt. Gerſte ſtetig. 


ig. 
Petroleummarkt. Schlußbericht) affinirtes, Type weiß, loko 
bz. u. Br., pr. Juni 28% ba. 29 Bre pr. Juli 29% bez., 29% Br., 
pr. September 31 bez. und Br., pr September⸗Dezember 31% bez., 
31% Br. Steigend. 
ent 19. Juni. Waarenbexicht. Baumwolle in 
New⸗York 12, do. in New⸗ Orleans 11%. Petroleum in Newyork 
14%, do. in Philapelphia 14%. Mehl 5 D. 15 C. Rother Früh⸗ 
jahrsweizen 1 D. 30 C. Mais (old mixed) 60 0. Zucker (Fa 
refiſting Muscovados) 7%. Salle (Rio) 16%. Schmalz (Marke 
Wilcox) 12% C0. Spech (ſhort clear) UO Getreidefracht 7%. 
Bradford, 19. Juni. Wolle und Wollenwaaren. Wolle 
ſteigend, andere Artikel unverändert. 


Erie⸗Bahn 


WERT: Juli⸗Auguſt 
gl 


